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Rülke und Kern: Deutliche Stärkung der Demokratiebildung und
Werteerziehung duldet keinen Aufschub mehr

Mit breitem Forderungskatalog zeigen Freie Demokraten, wie demokratiefeindliche Gesinnungen an
Schulen bzw. bei Schülerinnen und Schülern schon früh bekämpft bzw. verhindert werden können.

Die FDP/DVP-Fraktion hat ein Positionspapier mit dem Titel „Krisen bewältigen – Zukunft sichern:
Demokratie will gelernt sein“ beschlossen. Hierzu kommentiert der Fraktionsvorsitzende, Dr. Hans-
Ulrich Rülke:

„Krisen und Konflikte, Falschmeldungen und Desinformationen – das fängt schon früh an: Unter anderem
durch soziale Medien werden vor allem junge Menschen viel zu früh mit Fake News konfrontiert und dazu
animiert, auf dem Pausenhof oder sogar im Unterricht Multiplikatoren solcher
Desinformationskampagnen zu werden. Für uns Freie Demokraten sind insbesondere folgende Fragen
entscheidend: Wie steht es um das Vertrauen in unsere Demokratie und unsere Werte? Wie können wir
das Vertrauen in unsere Demokratie stabilisieren bzw. stärken und ausbauen? Fakt ist, dass
Demokratiebildung und Werteerziehung die Schlüssel sind, um unsere Jüngsten dazu zu befähigen,
Krisen zu bewältigen, Desinformationen und Falschaussagen zu erkennen und Demokratie aktiv leben zu
können. Hierbei müssen wir vor allem unsere Schulen, Schulleitungen und Lehrkräfte stärken, sodass
diese ihren Bildungs- und Erziehungsauftrag bestmöglich erfüllen können.

Deshalb fordern wir Freie Demokraten klare pädagogische Vorgaben, Bildungspläne und Konzepte,
welche die Vermittlung von Demokratiekenntnissen und des freiheitlich-demokratischen Wertekanons
auf ein wissenschaftlich-fundiertes pädagogisches Fundament stellen. Weiterhin fordern wir einen
Aktionsplan, welcher die praktische Anwendbarkeit und wirkliche Verinnerlichung dieser
Demokratiekenntnisse sowie des freiheitlich-demokratischen Wertekanons von jungen Menschen in
Baden-Württemberg zum Ziel hat. Die Zeit zu handeln ist jetzt, denn eine deutliche Stärkung der
Demokratie- und Werteerziehung duldet keinen Aufschub mehr!“

 

Der bildungspolitische Sprecher, Dr. Timm Kern, ergänzt:

„Unsere Forderungen umfassen die Einführung eines Ethikunterrichts ab der ersten Klasse in der
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Grundschule, eine deutliche Fokussierung auf politische Bildung an Schulen, die Förderung von aktivem
politischen Engagement junger Menschen, die Aufwertung gesellschaftswissenschaftlicher Fächer an
Gymnasien, eine stärkere Medienbildung sowie einen Religionsunterricht, der den eigenen Glauben in
Einklang mit der freiheitlich-demokratischen Grundordnung bringt und zu Reflektionen befähigt.

Auch das immer stärker spürbare Phänomen des Schulabsentismus gefährdet die Demokratiebildung
und Werteerziehung bei jungen Menschen. Hier fordern wir Liberale einen verbindlichen
Handlungsrahmen für Schulabsentismus. Damit ein verlässlicher Blick auf die aktuelle Situation erfolgen
und die Wirksamkeit bestehender oder künftiger Maßnahmen festgestellt werden kann, braucht es eine
gesicherte Daten- und Studienlage für Baden-Württemberg. Derzeit befassen sich jedoch weder die
amtliche Schulstatistik noch landeseigene Erhebungen explizit mit Schulabsentismus. Die
Landesregierung sieht auf Nachfragen unsererseits hier jedenfalls keinen Handlungsbedarf. Es bedarf
einer zentralen Unterstützungseinheit, die für Schulleitungen und Lehrkräfte Ansprechpartner ist, die sich
um die konkreten Fälle von Schulabsentismus kümmert und alle anderen relevanten Stellen
miteinbezieht. Zu oft sind Schulleitungen und Lehrkräften die Hände gebunden oder sie werden gar von
Erziehungsberechtigten bzw. Dritten im Rahmen der Durchsetzung zur Beseitigung von
Schulabsentismus bei einzelnen Schülerinnen und Schülern bedroht. Klar ist: Jeder verbindliche
Handlungsrahmen ist nutzlos, wenn die Durchsetzung nicht gewährleistet werden kann – und genau für
eine solche Durchsetzung wollen wir sorgen.

Ebenso haben wir uns dem Thema des aggressiven und toxischen Verhaltens von Schülerinnen und
Schülern angenommen. Mit präventiven und kurativen Maßnahmen sowie der Gründung einer zentralen
Unterstützungseinheit – analog zum Problemlösung von Schulabsentismus – wollen wir ganz klar das
Signal senden: Unsere Schulen strecken jedem jungen Menschen die Hand aus, der sich bilden möchte
und Hilfe benötigt – sie müssen aber auch ganz klar jedem die Stirn bieten, der sich nicht an die
verbindlichen Verhaltensregeln hält! Dabei müssen wir den Schulen auch unsere politische
Rückendeckung geben.

Wir sind zutiefst überzeugt: Kein Kind darf aufgegeben werden. Denn jedes Kind hat ein Recht auf
dieselben Startchancen. Viele Gründe können allerdings dazu führen, dass ein Kind für eine
Regelbeschulung als unbeschulbar gilt. Deshalb fordern wir die Errichtung von Landesinternaten, wo
schulische, psychologische und sozialpädagogische Kompetenzen gebündelt werden – und die
betroffenen Schülerinnen und Schüler bestmöglich und rasch fit gemacht werden, so dass diese
regelbeschult werden können. Dabei soll die Inanspruchnahme dieses Angebots freiwillig sein.

Mit unserem Positionspapier wollen wir Freie Demokraten anhand unseres breiten Forderungskatalogs
zeigen, wie wir demokratiefeindliche Gesinnungen – egal ob Rechts-, Links- oder religiös begründeter
Extremismus - an Schulen bzw. bei Schülerinnen und Schülern schon früh bekämpfen und verhindern
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können. Hierbei ist es uns besonders wichtig, ganzheitlich vorzugehen – und eben nicht nur mit
Einzelmaßnahmen auf ausgewählte Probleme bildungspolitische Pflaster zu kleben, die dann doch nicht
halten.

Uns war es besonders wichtig, die Meinung der Praktikerinnen und Praktiker an den Schulen bei der
Erstellung unserer Positionen miteinzubeziehen. Dies sollte und muss im Bildungsbereich
selbstverständlich sein, denn am Ende sind es die Schulleitungen, die Lehrkräfte und weitere schulische
Akteure, die diesen so wichtigen Bildungs- und Erziehungsauftrag zu erfüllen haben. Wir wollen damit
das klare Signal nach außen senden, dass wir den Bildungseinrichtungen hierzulande in Sachen
Demokratiebildung und Werteerziehung den Rücken freihalten, damit unsere jungen Menschen im Land
bestmöglichen und hochqualitativen Zugang zu Demokratiebildung und Werteerziehung erhalten können.
Nur so werden wir es schaffen, dass unser freiheitlich-demokratischer Wertekanon auch künftig mit
Leben gefüllt und vor allerlei Angriffen geschützt werden kann.“

 


